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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über den Geräuschpegel in Ohrenhöhe der Fahrer 
von land- und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um die praktische Anwendung des EWG Be- 
triebserlaubnisverfahrens, das in der Richtlinie des 
Rates vom zur Angleichung der Rechts- 

vorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebser- 
laubnis von land- und forstwirtschaftlichen Zugma- 
schinen auf Rädern behandelt wird, zu ermöglichen, 
müssen Vorschriften zur Gewährleistung der Ar- 
beitssicherheit vorgesehen werden, insbesondere 
zum Schutz des Gehörs der Landarbeiter, die diese 
Zugmaschinen führen. 

Diese Vorschriften sind um so notwendiger, als nur 
in den Rechtsvorschriften eines einzigen Mitglied- 
staates bereits präzise Vorschriften enthalten sind, 
die sich auf den Geräuschpegel in Ohrenhöhe von 
Schlepperfahrern beziehen. 

Die in den nationalen Rechtsvorschriften vorhan- 
denen Abweichungen sind geeignet, den freien Wa- 
renverkehr innerhalb der Gemeinschaft zu behin- 
dern, und stellen damit ein Hindernis für die Errich- 
tung und das Funktionieren des Gemeinsamen Mark- 
tes dar - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Als {land- oder forstwirtschaftliche) Zugmaschine 
gilt jedes Kraftfahrzeug auf Rädern oder Raupen- 
ketten mit mindestens zwei Achsen, dessen Funk- 
tion im wesentlichen in der Zugleistung besteht 
und das besonders zum Ziehen, Schieben, Tragen 
oder zur Betätigung bestimmter Geräte, Maschi- 
nen oder Anhänger eingerichtet ist, die in land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieben verwendet 
werden. Zugmaschinen können zum Transport 
einer Last und von Beifahrern ausgerüstet sein. 

2. Diese Richtlinie gilt nur für die im vorigen Ab- 
satz definierten Zugmaschinen, die luftbereift 
sind, zwei Achsen besitzen und eine bauartbe- 
dingte Höchstgeschwindigkeit zwischen 6 und 25 
km/h aufweisen. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen weder die EWG-Betriebs- 
erlaubnis noch die Betriebserlaubnis mit nationaler 
Geltung für eine Zugmaschine aufgrund des Ge- 
räuschpegels in Ohrenhöhe des Fahrers verweigern, 
wenn dieser Geräuschpegel den Vorschriften der 
Anhänge entspricht. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas- 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Zugmaschinen nicht aus Gründen des Geräuschpegels 

1) X/Y/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L vom , S. . . 
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in Ohrenhöhe des Fahrers verweigern oder verbie- 
ten, wenn dieser den Vorschriften der Anhänge ent- 
spricht. 


Artikel 4 

Änderungen, die zur Anpassung der Vorschriften 
der Anhänge an den technischen Fortschritt erforder- 
lich sind, werden nach dem Verfahren des Artikels 

13 der Richtlinie des Rates vom über die 

Betriebserlaubnis für Zugmaschinen auf Rädern fest- 
gesetzt. 


Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 31. Dezember 1975 die erforderlichen 
Bestimmungen, um dieser Richtlinie nadizukom- 
men, und setzen die Kommission unverzüglich 
hiervon in Kenntnis. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. April 1976 
an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie sorgen die 
Mitgliedstaaten außerdem dafür, daß die Kom- 
mission von allen weiteren Entwürfen etwaiger 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die sie auf 
dem von der Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlas- 
sen beabsichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, 
daß sie dazu Stellung nehmen kann. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. April 1974 - 1/4 -680 70 -E- Zu 29/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang 1 


Grenzwert des Geräuschpegels in Ohrenhöhe des 
Fahrers, Meßgerät, Meßbedingungen und Meßver- 
fahren 


1 . Grenzwert 

1.1. Der Geräuschpegel in Ohrenhöhe des Fahrers 
bei Zugmaschinen nach Artikel 1 dieser Richt- 
linie darf unter den in diesem Anhang vor- 
gesehenen Bedingungen einen Grenzwert von 
90 dB (A) nicht übersteigen. 

2. Meßgerät 

2.1. Die Messung des Geräuschpegels in Ohren- 
höhe des Fahrers wird mit einem Lautstärke- 
Meßgerät vorgenommen, das der in der Ver- 
öffentlichung Nr. 179, erste Auflage, 1965, der 
internationalen elektrotechnischen Kommis- 
sion beschriebenen Bauart entspricht. 

3. Meßbedingungen 

Die Messungen werden unter folgenden Be- 
dingungen durchgeführt: 

3.1. Die Zugmaschine muß leer sein, das heißt 
ohne Sonderzubehör, jedoch mit Kühlflüssig- 
keit, Schmiermittel, Kraftstoff, Werkzeug und 
Fahrer. Letzterer darf keine übermäßig dicke 
Kleidung, keinen Schal und keinen Hut tragen. 
Auf der Zugmaschine dürfen sich keine aku- 
stisch störenden Gegenstände befinden. 

3.2. Die Reifen müssen die vorgeschriebenen Drük- 
ke aufweisen, und der Motor muß annähernd 
normale Betriebstemperatur haben. Die Küh- 
lerjalousie (falls vorhanden) ist während der 
Messung vollständig geöffnet zu halten. 

3.3. Vom Motor selbst oder unabhängig angetrie- 
bene Zusatzeinrichtungen, zum Beispiel Schei- 
benwischer, Heizgebläse, Zapfwelle oder der- 
gleichen sind während der Messung abzuschal- 
ten, wenn hierdurch der Schallpegel beeinflußt 
wird; Einrichtungen, die unter üblichen Ver- 
hältnissen mitlaufen, zum Beispiel Kühlven- 
tilatoren für den Motor, müssen während der 
Dauer der Messung in Betrieb sein. 

3.4. Die Fahrstrecke muß sich in einer freien und 
möglichst geräuscharmen Umgebung befinden 
(Störgeräusche und Windgeräusche um minde- 
stens 10 dB (A) unter dem zu messenden Ge- 
räusch); als Fahrstrecke eignet sich zum Bei- 
spiel eine freie Fläche von 50 Meter Halbmes- 
ser, deren mittlerer Teil über mindestens 20 
Meter Halbmesser praktisch horizontal verlau- 
fen und mit einer Decke aus Beton, Asphalt 
oder ähnlichem Material versehen sein muß 


und nicht mit Pulverschnee, lockerer Erde oder 
Asche bedeckt oder mit hohem Gras bewach- 
sen sein darf. 

3.5. Die Fahrbahndecke muß so beschaffen sein, 
daß die Fahrzeugbereifung kein übermäßiges 
Geräusch erzeugt. 

3.6. Die Messungen werden bei klarem Wetter 
und schwachem Wind vorgenommen. 

3.7. Wird ein Fahrzeug für die Aufzeichnung der 
Meßwerte verwendet, so ist dieses in eine 
ausreichende Entfernung von der Zugmaschine 
zu fahren, so daß jede Interferenz vermieden 
wird. 

4. Meßverfahren 

4.1. Das Mikrophon ist 250 mm seitlich von der 
Mittelebene durch den Sitz anzubringen, und 
zwar auf der Seite, auf welcher der höhere 
Geräuschpegel festgestellt wird. 

Die Mikrophonmembrane ist nach der Stra- 
ßenseite zu richten, der Mittelpunkt des Mi- 
krophons muß sich 790 mm über und 150 mm 
vor dem im Anhang II beschriebenen Sitzbe- 
zugspunkt befinden. Starke Erschütterungen 
des Mikrophons sind zu vermeiden. 

4.2. Um den maximalen Geräuschpegel zu erhal- 
ten, ist folgendermaßen vorzugehen: 

4.2.1. Der Geräuschpegel wird gemessen, wenn am 
Meßgerät die Anzeigegeschwindigkeit 
„schnelP' eingestellt ist, und zwar bei der Mo- 
torleistung, die dem stärksten Geräusch bei 
der einer Vorwärtsgeschwindigkeit von 7,25 
km/h am nächsten kommenden Getriebestu- 
fung entspricht. 

4.2.2. Ferner wird mit der Anzeigegeschwindigkeit 
„schnelP' das Geräusch gemessen, das der dem 
stärksten Geräusch entsprechenden Motorlei- 
stung einer beliebigen Getriebestufung ent- 
spricht, für die ein Geräuschpegel gemessen 
wurde, der mindestens 1 dB (A) über dem vor- 
erwähnten Geräuschpegel bei der Geschwin- 
digkeit nach 4.2.1. liegt. 

4.2.3. Man ermittelt das Geräusch bei der bauartbe- 
dingten Höchstgeschwindigkeit ohne Last. 

4.3. Die drei Messungen nach 4.2.1., 4.2.2. und 

4.2.3. dürfen den unter 1.1. genannten Grenz- 
wert von 90 dB (A) nicht übersteigen. 
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4.4. Im Prüfprotokoll sind folgende Schallmessun- 
gen aufzuführen: 

4.4.1. nach Einschalten derjenigen Getriebestufung, 
die einer Geschwindigkeit von 7,25 km/h am 
nächsten kommt; 

4.4.2. nach Einschaiten beliebiger Getriebestufungen 
(bei Arbeitsdrehzahl), bei denen die obenge- 
nannten Bedingungen erfüllt sind; 

4.4.3. nach Einschalten des höchsten Getriebeganges. 

4.5. Im Prüfprotokoll sind außerdem alle sonstigen 
Anomalien aufzuführen, die irgendeine beson- 
dere „Belästigung" des Fahrers darstellen 
können. 
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Anhang II 


Festlegung des Sitzbezugspunktes 


1 . Definitionen 

1.1. Als Sitzbezugspunkt gilt der Punkt in der Längs- 
mittelebene des Sitzes, in dem sich die Tagen- 
tialebene an den unteren Teil der Rückenstütze 
mit einer Ilorizontalebene schneidet. Diese Ho- 
rizontalebene schneidet ihrerseits die Unterseite 
der Sitzpfanne im Abstand von 150 mm vor der 
obenerwähnten Tangentialebene. 

2 . Festlegung des Sitzbezugspunktes 

2.1. Den Sitzbezugspunkt erhält man durch Verwen- 
dung des in den Abbildungen 1 und 2 der An- 
lage zu diesem Anhang dargestellten Gestells, 
das die Belastung des Sitzes durch den Fahrer 
simuliert. 

2.2. Der Sitz muß sich in der Mittelstellung des ver- 
tikalen Verstellbereichs befinden, der von der 
horizontalen Verstellung unabhängig sein muß. 
Für die Festlegung der Mikrophonanordnung 
nach Punkt 4 von Anhang I muß sich der Sitz in 
der Mittelstellung des horizontalen Einstell- 
bereichs bzw. so nahe wie möglich an dieser Mit- 
telstellung befinden. 

3. Merkmale des Gestells 


3.2. Das untere Brett der Rückenlehne ist in der Ge- 
gend der Gesäßknorren (A) und der Lenden (B) 
gelenkig angeschlossen, das Gelenk (B) ist 
höhenverstellbar (siehe Abbildung 2). 


4. Aufsetzen des Gestells 

Das Aufsetzen des Gestells geschieht in folgen- 
der Weise: 

4.1. Das Gestell wird auf den Sitz aufgesetzt. 

4.2. 50 mm vor dem Gelenk (A) wird ein Gewicht 
von 55 kg aufgesetzt, wonach die beiden Bretter 
der Rückenlehne leicht tangential gegen die 
Rückenstütze gedrückt werden, 

4.3. Wenn es nicht möglich ist, eine Tangente an den 
unteren Teil der Rückenstütze eindeutig festzu- 
legen, so muß das untere Brett der Rückenlehne 
gegen die Rückenstütze leicht vertikal ange- 
drückt werden. 

4.4. Ist die Fahrersitzaufhängung mit einer Vorrich- 
tung zur Anpassung an das Fahrergewicht ver- 
sehen, so muß der Sitz so eingestellt werden, 
daß er sich im Mittelpunkt zwischen den beiden 
Extremstellungen befindet. 


3.1. Es wird ein Gestell verwendet, das aus einem 
Brett für den Sitz und aus zwei Brettern für die 
Rückenlehne besteht. 
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ANLAGE II 
ANHANG ZU PUNKT 2.1. 
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Begründung 


1. Vorgang 

Der folgende Richtlinienvorschlag ergeht im Rahmen 
des gemeinschaftlichen Betriebserlaubnisverfahrens, 
das in der (vom Rat am 4. März 1974 angenommenen) 
Richtlinie behandelt worden ist. 

Am 25. Januar 1973 hat Großbritannien die Kommis- 
sion in Anwendung des Abkommens vom 28. Mai 
1969 über die Stillhalteklausel und die Unterrichtung 
der Kommission von einem Gesetzentwurf über den 
Geräuschpegel von Ackerschleppern in Ohrenhöhe 
des Fahrers in Kenntnis gesetzt. 

Die Kommission hat daraufhin Großbritannien mit 
Schreiben vom 19. Februar 1973 aufgefordert, die 
Inkraftsetzung dieses Gesetzentwurfs bis zur An- 
nahme einer Richtlinie des Rates auf diesem Gebiet 
auszusetzen. Die zuständigen Dienste der Kommis- 
sion haben sofort die erforderlichen Arbeiten, insbe- 
sondere im Rahmen der Arbeitsgruppe „landwirt- 
schaftliche Maschinen und Schlepper in Angriff ge- 
nommen, um dem Rat so schnell wie möglich einen 
Richtlinienvorschlag übermitteln zu können. Bei die- 
sen Arbeiten zeigten sich jedoch nicht nur Divergen- 
zen zwischen den Sachverständigen der Mitgliedstaa- 
ten, sondern vor allem auch beträchtliche Schwierig- 
keiten wegen des sehr technischen Aspektes des be- 
handelten Gebieten. 

Aus diesen Gründen konnte die Ausarbeitung des 
folgenden Richtlinienvorschlags nicht innerhalb der 
im Stillhalteabkommen vorgesehenen Frist, d. h. vor 
dem 25. Juli 1973, fertiggestellt werden. 

Obgleich die Kommissionsdienststellen die zustän- 
digen Behörden Großbritanniens ersucht haben, ihren 
Gesetzentwurf zurückzustellen, wurde dieser im 
Laufe des Monats November 1973 verabschiedet. In 
diesem Gesetzentwurf ist das Inkrafttreten der Vor- 
schriften für den 1. September 1975 vorgesehen. 

Es ist daher um so dringender, dem Rat einen Richt- 
linienvorschlag zur Genehmigung vorzulegen, um die 
Schwierigkeiten lösen zu können, die ab September 
1975, dem Datum des Inkrafttretens des britischen 
Gesetzes, auftreten werden. 

Wenn es auch nicht gelungen ist, in zahlreichen Sit- 
zungen mit den Ländersachverständigen und den in- 
teressierten Kreisen zu einem völligen Einverneh- 
men zu gelangen, war es den Dienststellen der Kom- 
mission immerhin möglich, die zur Erstellung des 
vorliegenden Richtlinienvorschlags erforderlichen 
Unterlagen zusammenzutragen. In Anbetracht des 
Fortbestehens der Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen den einzelnen Delegationen kann auf jeden 
Fall die Vorlage dieses Richtlinienvorschlags beim 
Rat nicht länger hinausgezögert werden. 


11. Zweck des Richtlinienvorschlags und in Aussicht 
genommene Lösungen 

Der folgende Richtlinien Vorschlag bezweckt nicht nur 
die Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten zur Beseitigung der bei Ackerschleppern 
bestehenden Handelshemmnisse, sondern vor allem 
auch die Gewährleistung der Arbeitssicherheit, und 
zwar durch Vorschriften, die darauf abzielen, das 
Gehör der Landarbeiter, die solche Zugmaschinen 
führen, durch Begrenzung der Geräuschbelästigung 
zu schützen. 

Das zu lösende Hauptproblem bestand in der Fest- 
legung eines maximalen Geräuschpegels und einer 
entsprechenden Meßmethode. 

Hinsichtlich der Festlegung eines maximalen Ge- 
räuschpegels ergab sich eine allgemeine Zustimmung 
zu dem Wert 90 dB (A). Es handelt sich dabei näm- 
lich um eine sehr bedeutende Herabsetzung des Ge- 
räuschpegels, da dieser zur Zeit in Ohrenhöhe des 
Fahrers 102/103 dB (A) erreicht; diese Verringerung 
beträgt also mehr als 10 dB (A) in bezug auf das 
gegenwärtige Geräuschniveau, was eine Herabset- 
zung der Schallintensität um etwa 90 v. H. bedeutet. 
Obgleich diese Grenze von 90 dB (A) keine optimale 
Lösung für den Schutz des Gehörs von Ackerschlep- 
perfahrern darstellt, stellt sich nach dem heutigen 
Stand der Wissenschaft und nach kürzlich unternom- 
menen Studien einen beträchtlichen Fortschritt ge- 
genüber der bisherigen Situation dar. 

Andererseits wurde dieser Geräuschpegel gewählt, 
weil zur Zeit in der Industrie bestehende Regelun- 
gen und technische und wirtschaftliche Schwierigkei- 
ten einer noch weitergehenden Verringerung entge- 
genstehen, doch wird eine weitere Herabsetzung des 
Geräuschpegels vorgeschlagen werden, sobald wis- 
senschaftliche und technische Unterlagen hierfür ver- 
fügbar sind, wie dies im Folgenden erwähnt wird. 

Dagegen wurde das Meßverfahren für den Geräusch- 
pegel in Ohrenhöhe des Fahrers von landwirtschaft- 
lichen Zugmaschinen, das von der OECD ausgearbei- 
tet und in die englischen Rechtsvorschriften über- 
nommen worden ist, ausführlich besprochen. Zwar 
wurde das Verfahren von den meisten Delegationen, 
nämlich England, Italien, Dänemark, den Niederlan- 
den, Belgien und Luxemburg unterstützt, doch wur- 
den von der deutschen und französischen Delegation 
Vorbehalte ausgesprochen. 

Diese beiden Delegationen sind nämlich der Ansicht, 
daß die tatsächlichen Arbeitsbedingungen durch das 
OECD-Verfahren, das eine Prüfung bei Nenndreh- 
zahl des Motors vorsieht, nicht einwandfrei darge- 
stellt werden. Selbst bei achtstündigem Einsatz pro 
Tag liegt der Betriebsbereich des Schleppermotors 
näher bei 75 v. H. als bei 100 v. H. der Nenndrehzahl. 
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Dies ergibt sich sowohl daraus, daß die Nenndreh- 
zahl der Zapfwelle im allgemeinen nicht bei Nenn- 
drehzahl erreicht wird, als auch daraus, daß Geschwin- 
digkeits- und Drehzahlwechsel unvermeidlicherweise 
auftreten. Deshalb war die deutsche Delegation der 
Ansicht, daß bei der Messung mit unbelastetem Mo- 
tor die Motordrehzahl 75 v. H. der Nenndrehzahl 
betragen müsse, wenn die Zugmaschine keine Sicher- 
heitskabine bzw. eine offene Kabine besitzt, dagegen 
100 V. H. der Nenndrehzahl bei Schleppern mit ge- 
schlossener Kabine. Die französische Delegation ver- 
trat daneben die Meinung, die Messung müsse für 
alle Zugmaschinen mit oder ohne Kabine bei 75 v. H. 
der Nenndrehzahl und belastetem Motor durchge- 
führt werden. 

Die Vertreter der betroffenen Industriekreise erklä- 
ren, daß sie sich sowohl den Vorschlägen der deut- 
schen Delegation als auch denen der französischen 
Delegation anschließen können. 

Obgleich Vorschläge, die darauf abzielen, eine Un- 
terscheidung zwischen Zugmaschinen mit und ohne 
Kabine zu machen, ausführlich besprochen worden 
sind, stellte es sich jedoch heraus, daß in Anbetracht 
der Notwendigkeit, das Gehör des Fahrers einer be- 
liebigen Zugmaschine zu schützen - mit oder ohne 
Kabine - und mit Hinblick auf die beträchtlichen 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Definition einer offe- 
nen bzw. geschlossenen Kabine, der Schallpegel von 
90 dB (A) auch dann nicht überschritten werden 
dürfe, wenn keine Kabine vorhanden ist. Außerdem 
zeigten Versuche an ein und demselben Schleppertyp 
mit oder ohne Kabine, daß der vom Schlepperfahrer 
wahrgenommene Schallpegel, im Gegensatz zu einer 
weit verbreiteten Meinung, innerhalb einer Kabine 
in den meisten Fällen größer war als bei dem glei- 
chen Schlepper ohne Kabine. 

Zu dem vorgeschlagenen Meßverfahren ist die Kom- 
mission der Ansicht, daß die Methode der OECD, die 
vom englischen Gesetz übernommen worden ist, die 
einzige ist, die zur Zeit in Betracht gezogen werden 
kann, sei es auch nur, weil sie bereits international 
anerkannt und infolgedessen bereits praktisch er- 
probt ist. 

Obgleich die Kommission der Meinung war, daß die 
OECD-Methode wegen ihrer Vorzüge zur Zeit am 
besten übernommen werden sollte, ist sie sich jedoch 
der Tatsache bewußt, daß dem Verfahren auch einige 
Nachteile anhaften. Sie wird infolgedessen die Stu- 
dien zur Beseitigung dieser Nachteile weiter vertie- 
fen und im gegebenen Zeitpunkt nicht verfehlen, die 
erforderlichen Verbesserungen auf dem Wege der 
hierzu vorgesehenen Verfahren vorzuschlagen. In 
diesem Zusammenhang wird sie auch nicht verfehlen, 
die späteren Möglichkeiten für eine Herabsetzung 
des Geräuschpegels in Ohrenhöhe des Fahrers auf- 
merksam zu prüfen, und zwar einerseits unter Be- 
rücksichtigung des technischen Fortschritts, anderer- 
seits in dem Bestreben, den Schutz der Arbeiter auf 
einen konstanten Niveau zu halten, falls künftig bei 
der Festlegung eines völlig unschädlichen Geräusch- 


pegels, bei dem keinerlei irrevisible Schädigungen 
des Gehörs mehr auftreten können, weitere Fort- 
schritte erzielt werden. 

III. Äußere Form des Richtlinienvorschlags 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag enthält einen 
juristischen Teil und zwei technische Anhänge. Der 
juristische Teil besteht aus sechs Artikeln, deren 
erster den Geltungsbereich der Richtlinie festlegt, 
der zweite und dritte Artikel die technischen Vor- 
schriften, die bei der EWG-Betriebserlaubnis für 
landwirtschaftliche Zugmaschinen hinsichtlich des 
Geräuschpegels in Ohrenhöhe des Fahrers gelten. 
Diese Artikel sagen ferner aus, daß die Gemein- 
schaftsvorschriften denselben Wert haben wie die 
Vorschriften nationaler Herkunft. Infolgedessen ist 
es beispielsweise nicht möglich, daß ein Mitglied- 
staat die Zulassung, den Vertrieb, die Inbetriebnah- 
me oder die Verwendung einer Zugmaschine aus 
dem Grunde verweigert, daß sie den nationalen Vor- 
schriften nicht genügt, wenn sie andererseits die 
Gemeinschaftsvorschriften erfüllt. Artikel 4 setzt das 
Verfahren zur Anpassung der Vorschriften der An- 
hänge an den technischen Fortschritt fest. Artikel 5 
schreibt die Frist für die Annahme und die Veröffent- 
lichung der Bestimmungen vor, die in den Mitglied- 
staaten erlassen werden müssen, um der Richtlinie 
innerhalb der Frist nachzukommen, die für die In- 
kraftsetzung dieser Bestimmungen gilt. Die erste 
dieser Fristen ist auf vor den 31. Dezember 1975 
festgesetzt, die zweite auf den 1. April 1976. Bei der 
Festlegung dieser Fristen stützte sich die Kommis- 
sion auf einen sehr strikten Zeitplan, der innerhalb 
der verschiedenen Stadien des Annahmeverfahrens 
unbedingt einzuhalten ist, damit eine endgültige 
Entschließung des Rates erzielt werden kann, die mit 
den obengenannten Zielen und Erfordernissen im 
Einklang steht. Die Kommission ist nämlich der An- 
sicht, daß in Anbetracht des Datums für das Inkraft- 
treten des englischen Gesetzes und der Notwendig- 
keit, die Bestimmungen der Richtlinie so schnell wie 
möglich in Kraft zu setzen, um die Arbeitssicherheit 
zu gewährleisten - besonders den Schutz des Ge- 
hörs von Schlepperfahrern - für die in Artikel 6 auf- 
geführten Fristen folgender Zeitplan unbedingt ein- 
gehalten werden sollte: 

— Stellungnahme des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses: vor dem 
31. Juli 1974, 

— Annahme der Richtlinie durch den Rat: vor dem 
31. Dezember 1974. 

rV. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen ist nach 
Artikel 100, Absatz 2 des EWG-Vertrags erforderlich. 

Die Anwendung der Vorschriften der Richtlinie er- 
fordert nämlich in allen Mitgliedstaaten entweder 
eine Änderung ihrer derzeitigen Rechtsvorschriften 
oder aber die Einführung neuer Vorschriften. 
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